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N i e d e r s c h r i f t 

 
über die öffentliche Sitzung 

 
des Gemeinderats Tiefenbach am 16. Dezember 2025 

 
in Tiefenbach. 

 
Der Vorsitzende, erster Bürgermeister Christian Fürst, erklärt die anberaumte Sitzung für eröffnet 

und stellt die ordnungsgemäße Ladung sowie die Beschlussfähigkeit des Gemeinderats fest. Ein-

wände gegen die vorliegende Tagesordnung werden nicht vorgetragen. Folgende Gemeinderatsmit-

glieder sind bei der öffentlichen Sitzung anwesend: 

 Name, Vorname  

 1. Bürgermeister Christian Fürst, CSU anwesend 

 Armin Mayrhofer, CSU anwesend 

 Josef Sattler, CSU anwesend 

 Richard Roßgoderer, CSU anwesend 

 Anna-Lena Fürst, CSU anwesend 

 Tobias Königseder, CSU anwesend 

 Johannes Regner, CSU anwesend 

 Sabine Zittelsperger, CSU anwesend 

 Florian Schwarzbauer, Unsere Zukunft anwesend 

 Manfred Bründl, Unsere Zukunft anwesend 

 2. Bürgermeister Uwe Urtel, Unsere Zukunft anwesend 

 Johann Kirchberger, Bürgerliche Wähler anwesend 

 3. Bürgermeister Johann Höller, Bürgerliche Wähler abwesend 

 Bruno Gottschaller, Bürgerliche Wähler anwesend 

 Josef Fehrer, FWG anwesend 

 Johannes Unholzer, FWG abwesend 

 Wolfgang Rosch, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Christina Roßgoderer, Bündnis 90/ Die Grünen ab TOP-Nr. 3 

 Ewald Schmatz, Bündnis 90/ Die Grünen anwesend 

 Michael Fürst, SPD entschuldigt 

 Alfred Gimpl, SPD anwesend 

 
Anzahl der Zuhörer:  - 1 -    Vertreter der Presse: Herr Hans Schauer 



 

 
1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen Sitzung vom 27. November 2025. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt über die Genehmigung der Niederschrift vom 27. November 2025 abstim-
men. 

Abstimmung: 17 : 0 
(ohne 3. Bgm. Hans Höller, Johannes Unholzer,  

Christina Roßgoderer, Michael Fürst) 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse der Sitzung vom 27. November 2025. 
 
 
Die anwesenden Gemeinderatsmitglieder werden durch den Geschäftsleiter Anton Mayrhofer über 
den Vollzug der öffentlichen Sitzung vom 27. November 2025 informiert. 
 

1. Genehmigung der Niederschrift der öffentlichen 
Sitzung vom 30. Oktober 2025. 
 

Die Niederschrift wurde auf der Home-
page der Gemeinde veröffentlicht. 
 

2. Bericht über den Vollzug der gefassten Beschlüsse 
der Sitzung vom 30. Oktober 2025. 
 

Keine weiteren Maßnahmen erforderlich. 

3. Straßen und Wege - Beschlussfassung über die 
Widmung der öffentlichen Straßen und Wege im 
Baugebiet „Am Schusterholz“ in Kirchberg vorm 
Wald. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde im Haus 
am 11. Dezember 2025 an die zuständige 
Sachbearbeiterin übergeben. 

4. Straßen und Wege - Beschlussfassung über die 
Widmung zur Verlängerung des beschränkt-öf-
fentlichen Weges von der Alfons-Lindner-Mittel-
schule zu den Sportanlagen in Kirchberg vorm 
Wald. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde im Haus 
am 11. Dezember 2025 an die zuständige 
Sachbearbeiterin übergeben. 

5. Information über den Abschluss der neuen Ver-
einbarung für PäPiG (Pädagogisches Personal in 
Gemeinden) – Reduzierung auf 5 Wochenstunden 
ab 1.Januar 2026. 
 

Keine Maßnahmen erforderlich, da der 
Vertag bereits geändert wurde. 

6. Aktuelle finanzielle Situation der Gemeinde – Fi-
nanzierung des Vermögenshaushalt 2025. 
- Beratung über eine mögliche Kreditaufnahme. 
 

Der Beschlussbuchauszug wurde am 11. 
Dezember 2025 an die Kämmerin überge-
ben. Eine Kreditaufnahme war bisher 
noch nicht erforderlich. 
  

7. Aktuelle Informationen des Bürgermeisters. 
 

Keine Maßnahmen im Vollzug erforder-
lich. 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
3. Versicherungsschutz im aktiven Feuerwehrdienst - Information über den Abschluss eines neuen 
Versicherungsvertrages. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Im Rahmen der Bürgermeisterdienstversammlung des Bayerischen Gemeindetags am 7. Oktober 2025 
ist über den Versicherungsschutz der aktiven Feuerwehrmänner und -frauen im Landkreis Passau dis-
kutiert worden. Bei Aufarbeitung der Thematik ist zum Vorschein gekommen, dass jede einzelne Ge-
meinde im Landkreis Passau das Einsatzrisiko unterschiedlich abgesichert hat. Die nachfolgende Ta-
belle zeigt den Versicherungsschutz der Landkreisgemeinden: 
 

 
 
 



 

 
Somit ergeben sich zum Beispiel folgende unterschiedliche Absicherungen: 
 

 
 
Vom Prozedere her ist es so, dass seit dem Jahr 2001 die Dienstunfallversicherung durch das Landrat-
samt Passau abgerechnet wird. Was wahrscheinlich keiner Gemeinde im Landkreis bewusst war, dass 
trotz der Sammelversicherung im Landkreis jede Gemeinde unterschiedlich versichert ist. Daher hat 
man sich mit der Thematik befasst, in der Bürgermeisterdienstversammlung vorgestellt und die Ge-
meinden entsprechend darauf aufmerksam gemacht.  
 
Der grundsätzliche Tenor wäre der, dass alle Gemeinden die gleiche Versicherung haben sollten, was 
aber aufgrund des Selbstbestimmungsrechts der Gemeinden (Artikel 28 Grundgesetz) nicht angeord-
net werden kann. Eine pauschale Versicherung aller aktiven Einsatzkräfte des Landkreises über den 
Landkreis ist auch nicht zulässig, so dass schlussendlich jede Gemeinde selbst entscheiden muss. Im 
Nachgang zur Bürgermeisterdienstversammlung hat die Gemeindeverwaltung ein entsprechendes An-
gebot eingeholt. 
 
Diese Thematik wurde im Rahmen verschiedener ILE-Sitzungen (Geschäftsleitertreffen, Bürgermeis-
terversammlung) besprochen. In der letzten ILE-Bürgermeisterversammlung am 4. Dezember 2025 ha-
ben sich die Gemeinden der ILE Passauer Oberland dafür ausgesprochen, dass alle Mitgliedsgemeinden 
denselben Versicherungsschutz abschließen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Die nachfolgenden zwei Modelle standen dabei zur Debatte: 
 

 
 
Nach kurzem Sachvortrag hat man sich verständigt, dass alle ILE-Gemeinden den Tarif nach dem Mo-
dell 2 ab dem 1. Januar 2026 abschließen. Entsprechend wurde die Aufstockung der Versicherung 
durch den Bürgermeister veranlasst. 
 

Finanzielle Auswirkungen für die Gemeinde 
 

 

 
Anzahl der aktiven Feuer-

wehrleute 

Jährlicher 
Versicherungsbeitrag 

aktuell 

Jährlicher 
Versicherungsbeitrag 

ab 2026 

 
188 

 

 
581,67 € 

 
2.453,40 € 

 
 

Für diesen Tagesordnungspunkt ist kein Beschluss erforderlich! 
 

 



 

 
4. Errichtung eines Hochwasserdamms bei Oberhaselbach - Information über die Einreichung der 
Planungsunterlagen beim Landratsamt Passau mit Beschlussfassung über die Einreichung eines För-
derantrags zur Umsetzung der Maßnahme. 
 
 

Sachverhaltsdarstellung 
 

 
Die Planungsunterlagen für die Errichtung des Hochwasserschutzdamms bei Oberhaselbach wurden 
am 18. September 2025 beim Landratsamt Passau eingereicht. Dort wurden die Fachstellen vor Beginn 
des Wasserrechtsverfahrens mit der Prüfung der Brauchbarkeit der Unterlagen beauftragt. Mittels E-
Mail vom 10. Dezember 2025 hat das Landratsamt mitgeteilt, dass die Unterlagen in einigen Punkten 
noch geringfügig nachgebessert werden müssen, aber grundsätzlich von guter Qualität sind.  
 
Entsprechend kann das Wasserrechtsverfahren gestartet und der Förderantrag nach Richtlinien für 
Zuwendungen zu wasserwirtschaftlichen Vorhaben 2025 (RZWas 2025) eingereicht werden. Für die 
Einreichung des Förderantrags ist ein Beschluss des Gemeinderats erforderlich. Die entsprechenden 
Mittel sind im Haushalt bereitzustellen. 
 
Die aktuelle Kostenschätzung liegt bei ca. 1,4 Millionen Euro/netto (= 1,66 Millionen Euro/brutto). Für 
die Planungskosten ist mit ca. 150.000 €/brutto zu rechnen. Nach aktuellem Stand liegt der Fördersatz 
bei 60 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten. Der Grunderwerb ist nicht förderfähig. 
 

Planung 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
Förderung 

 
 

Auszug aus der RZWas 2025 
 
 

 

 



 

 

 
 

Auszug aus der Förder-UMS 2025 (StMUV) vom 1. April 2025  
 

 

 
 

Beschluss: 
 
Der Vorsitzende lässt darüber abstimmen, wer sich für die Einreichung eines Förderantrages nach 
RZWas 2025 und die Einplanung der Haushaltsmittel im Haushaltsjahr 2026 aussprechen kann. 
 

Abstimmung: 18 : 0 
(ohne 3. Bgm. Hans Höller, Johannes Unholzer, Michael Fürst) 

 



 

 
5. Elisabeth und Johann Kandlbinder-Stiftung - Aufruf, dass bis zur Sitzung des Gemeinderats am 
29.01.2026 Vergabevorschläge (schriftlich mit eingehender Begründung) durch Gemeinderatsmit-
glieder und/oder Bürger zur Verteilung des Stiftungserlöses eingereicht werden können. 
 

 
Sachverhaltsdarstellung 

 
 
Die Gemeinderatsmitglieder können bis zur nächsten Sitzung am 29.01.2026 Vorschläge zur Vertei-
lung der Stiftungserlöse einreichen. Wichtig ist, dass die Vorschläge schriftlich mit Begründung einge-
reicht werden. Die Stiftung verfolgt gemäß ihrer Satzung  
 

• kulturelle Zwecke und → Ausschüttung ca. 3.236 € 

• gemeinnützige/mildtätige Zwecke. → Ausschüttung ca. 3.236 € 
 

Der Zinsertrag (insgesamt ca. 8090 €) wird nach Abzug der 20 %igen Rückführung an das Stiftungsver-
mögen jeweils zur Hälfte (ca. 3.236 €) für die beiden genannten Zwecke ausbezahlt.  

 
Folgende Voraussetzungen müssen gegeben sein: 
 

• Unterstützung von sozial schwachen Menschen  
Hier können Personen unterstützt werden, die infolge ihres körperlichen, geistigen oder seelischen 
Zustands auf die Hilfe anderer angewiesen sind oder die wirtschaftlich hilfebedürftig sind (§ 53 AO).  
 
1. Unterstützung infolge des körperlichen, geistigen oder seelischen Zustands der Person 

gemäß § 53 Nr. 1 AO. Die Unterstützung darf ohne Rücksicht auf die wirtschaftliche Unterstüt-

zungsbedürftigkeit gewährt werden. Die entsprechenden Nachweise z.B. Behindertenausweis, 

ärztliches Attest etc. sind vorzulegen. Bei Personen, die das 75. Lebensjahr vollendet haben, 

kann körperliche Hilfebedürftigkeit ohne weitere Nachprüfung angenommen werden.  

 

2. Unterstützung aufgrund wirtschaftlicher Unterstützungsbedürftigkeit gemäß § 53 Nr. 2 

AO. Hier kann eine Unterstützung für Personen erfolgen, deren Bezüge nicht höher sind als 

das Vierfache des Regelsatzes der Sozialhilfe, beim Alleinstehenden oder Alleinerziehenden 

das Fünffache des Regelsatzes der Sozialhilfe. Dies gilt nicht für Personen, deren Vermögen 

zur nachhaltigen Verbesserung ihres Unterhalts ausreicht und denen zugemutet werden kann, 

es dafür zu verwenden.  

Hierzu sind die Einkommens- und Bezügemitteilungen (Lohnbescheinigung, Rentenbescheid, 

Rentenmitteilungen etc.) sowie auf Anforderung weitere Unterlagen vorzulegen.  

Die wirtschaftliche Bedürftigkeit ist bei Empfängern von Leistungen nach dem Zweiten oder 

Zwölften Buch Sozialgesetzbuch, des Wohngeldgesetzes, bei Empfängern von Leistungen 

nach § 27a des Bundesversorgungsgesetzes oder nach § 6a des Bundeskindergeldgesetzes 

als nachgewiesen anzusehen. Als Nachweis reicht hier die Vorlage des Sozialhilfebescheides, 

Grundsicherungsbescheides, ALG-II-Bescheides etc. aus.  

 

• Kulturelle Zwecke 

Hier werden Vereine und Einrichtungen im Gemeindegebiet Tiefenbach unterstützt, die die Kunst 

und Kultur fördern. Fördervereine sind dabei ausgeschlossen.  

 
Für diesen Tagesordnungspunkt ist kein Beschluss erforderlich! 

 
 

 



 

 
6. Aktuelle Informationen des ersten Bürgermeisters 
 
 
- Digitale Bürgerbeteiligung 
Das Projekt „Digitale Bürgerpartizipation“ wurde durch das StMELF um ein Jahr bis zum 31.12.2026 
verlängert.  Somit auch Verlängerung der Zusammenarbeit mit TC Grafenau bis Ende 2026. Bei der 
ISEK-Bürgerversammlung waren 30 Personen anwesend. 
 
- Sitzungskalender 2026 
Der Sitzungskalender ist fertig und liegt auf dem Tisch. Die Outlook Termine werden zeitnah ver-
schickt und der Kalender wird auch auf der Bayernbox veröffentlicht. 
 
- Unterstützungsliste Kreistagsliste JU 
Das Wahlamt hat am 22. und 23.12. für Eintragung in Unterstützungslisten geöffnet (8 bis 12, 13 bis 
16 Uhr). Ansonsten gelten die gewohnt ausgedehnten Öffnungszeiten (10. Januar 2026 von 9 bis 11 
Uhr/ 15. Januar 2026 bis 20 Uhr), wie sie gesetzlich vorgegeben sind.  
 
- Wahlhelfer 
Grundsätzlich haben wir alle Mitglieder des Gemeinderats als Wahlhelfer für die Kommunalwahl ein-
geteilt. Wer nicht helfen kann bitte einfach Bescheid geben, dass wir die Einteilung entsprechend 
vorbereiten können. Wer Sonntag und Montag kann, bitte nach Sitzungsende noch kurz Bescheid ge-
ben. 
 
- Sitzungsgeld 
Am 29. Dezember 2025 werden die Sitzungsgelder für 2025 überwiesen. Falls sich Bankverbindungen 
geändert haben, bitte um kurze Info an die Mitarbeiter der Finanzverwaltung. 
 
- Aktuelle Haushaltslage/Kreditaufnahme 
Es wird informiert, dass im Jahr 2025 keine Kreditaufnahme mehr notwendig ist. Aktuell wird auch 
der Kassenkredit nicht in Anspruch genommen. Voraussichtlich wird dies ab ca. Ende Januar 2026 er-
forderlich. Folgendes hat noch zur positiven Entwicklung im Dezember beigetragen: 

 

- Zusätzlich ausgezahlte Fördermittel des Freistaates Bayern in Höhe von 100.000 € für den 
Kiga Neubau 
 

- Startrate Kommunale Wärmeplanung (Konnexitätsausgleich) in Höhe von 26.050 € (Zah-
lungseingang 16.12.2025), war erst für 2026 eingeplant 
 

- Auszahlung Eigenanteil FFW Kirchberg für GW-L in Höhe von 15.000 € (Zahlungseingang am 
15.12.2025) 
 

- Nicht eingeplante Einnahme für erstmalige finanzielle Beteiligung am Solarpark Buch gemäß 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 EEG in Höhe von 11.822 € (Zahlungseingang noch im Dez 2025) 
 

- Stromrechnung zwischen Gemeinde und Schulverband für Schulgebäude Kirchberg zu Guns-
ten Gemeinde in Höhe von 31.000 € - war erst im Dez möglich, da Probleme mit Zähler-
stände.  
 

- Schlussrechnung von ZWT wurde mit ungeprüfter Schlussrechnung in Höhe von 324.000 € 
zur Auszahlung vorgemerkt, nach Prüfung tatsächlich aber nur 116.000 €. 
 



 

 
- Schlussrechnung Indtec war zur Auszahlung vorgemerkt, ist bisher noch nicht eingegangen, 

kommt aber evtl. noch. 
- Auszahlung Klärschlamm war mit noch ca. 60.000 € vorgemerkt, sind jedoch nur noch 26.000 

€ angefallen.  
 

In der Summe gesehen, wird die Zuführung zum Vermögenshaushalt etwas besser ausfallen als die 

1,4 Mio. €, sodass der Ausgleich des Vermögenshaushalt ohne Kreditaufnahme gestemmt werden 

kann. Ohne den Einsparungen auf der Ausgabenseite bzw. auch das konsequente Bemühen auf der 

Einnahmeseite, z.B. Veranlagung Herstellungsbeitragsbescheide, Bemühen um zusätzliche Fördergel-

der etc. wäre es wohl nicht möglich gewesen.  

- Einführung der Ganztagsbetreuungsplicht für Erstklässler ab 01.09.2026 

Es wird informiert, dass für die anstehende Ganztagsbetreuungspflicht eine Zusammenarbeit auf ILE-

Ebene geplant ist. Dazu wird eine Umfrage vorbereitet. Nach aktuellem Stand sind 30 Kilometer Fahr-

strecke für die Erziehungsberechtigten zumutbar. Für die Gemeinde gibt es keine Transportpflicht, 

alle Kosten sind von den Erziehungsberechtigten zu tragen. Fördermittel für den laufenden Betrieb 

sind nicht geplant. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 
7. Anfragen an den ersten Bürgermeister. 
 
 
Johannes Regner 
Es wird angefragt, ob das ISEK-Konzept bezüglich der Parkplatzsituation Verkehrserziehungsplatz, 
Vereinsheim nochmals überdacht wird, weil ein Chaos entstehen könnte. Der Vorsitzende antwortet, 
dass es nur ein Konzept und keine Feinplanung ist. Die Konkretisierung erfolgt in der Feinplanung und 
wird dann ohnehin weiter beraten und diskutiert werden. 
 

 
Tiefenbach, 2025-12-16 
 
Der Vorsitzende:       Der Protokollführer: 
 
im Original gez.        im Original gez.  
          
Christian Fürst,        Anton Mayrhofer,  
1. Bürgermeister       Geschäftsleiter  


